Versicherungsbedingungen
der Zusatzversorgungskasse des Maler- und Lackiererhandwerks VVaG Wiesbaden fir die
GRUND- UND ERGANZUNGSBEIHILFEN

Fassung vom 24. November 2022

l. Grundlagen der Versicherung Il. Grundbeihilfen
§1 §3
Versicherungsverhiltnisse Leistungsarten

Die Zusatzversorgungskasse des Maler- und Lackiererhand- Die zvk gewahrt den Versicherten nach MaRgabe der Satzung

werks VVaG Wiesbaden (im Folgenden hier zvk genannt) er- und der nachstehenden Bestimmungen folgende Leistungen:
bringt aufgrund von fiir allgemeinverbindlich erklarten Tarifver-
trdgen nach MalRgabe dieser Versicherungsbedingungen und in a) Altersbeihilfen,

Ubereinstimmung mit ihrer Satzung Versicherungsleistungen. b) Beihilfen zu Renten aus der gesetzlichen Rentenversi-

cherung wegen verminderter Erwerbsfahigkeit,
Versichert sind alle im betrieblichen Geltungsbereich gemaR §

2 Teil Il Nrn. 1 bis 11der Satzung der zvk tatigen Arbeitnehmer, c) Beihilfen zu Renten der gesetzlichen Unfallversicherung,
die vom persénlichen Geltungsbereich gemaR § 2 Teil Il Nr. 2 wenn eine Erwerbsminderung von mindestens 50 v.H.
und Nr. 5 der Satzung erfasst werden. vorliegt, soweit nicht eine Leistung gemaR Buchstabe a
oder Buchstabe b zu gewahren ist.
§2
Beitragszahlung §4

Leistungsvoraussetzungen

Die nach der Satzung flir den Geschéftsbereich Rentenbeihilfen
zu entrichtenden Beitrdge sind von den Arbeitgebern aufgrund
von allgemeinverbindlichen Tarifvertragen oder bei sonstiger
Geltung fur das Arbeitsverhaltnis an die Urlaubskasse fiir das
Maler- und Lackiererhandwerk e.V. abzufiihren.

1. Die Leistungspflicht der zvk (Versorgungsfall) tritt - unbe-
schadet der Vorschriften des § 10 - ein, wenn der Versicherte
die erforderliche Wartezeit erfillt hat und

a) die fUr ihn nach § 235 SGB VI geltende Regelalters-

Ist der Beitrag nicht bis zum 15. des Folgemonats eingegangen, grenze erreicht hat oder

so gerdt der Arbeitgeber dadurch in Verzug. Unbeschadet des- b)
sen erhdlt der Arbeitgeber eine Mahnung. Wird der Beitrag
nicht bis spatestens zum 15. des auf die Entstehung des Bei-
tragsanspruchs folgenden Monats gezahlt, so hat der Arbeit-
geber auf den riickstandigen Beitrag Verzugszinsen in Hohe
von flnf Prozentpunkten (iber dem jeweiligen Basisprozent-
satz der Europaischen Zentralbank zu leisten.

mit Ausscheiden aus dem Erwerbsleben die Alters-
rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung als
Vollrente in Anspruch nimmt oder

c) mit Ausscheiden aus dem Erwerbsleben einen Tat-
bestand erfiillt hat, der gegeniiber einem gesetzli-
chen Sozialversicherungstrager einen Anspruch auf
eine Rente wegen verminderter Erwerbsfahigkeit
oder Unfallrente bei einer Erwerbsminderung von
mindestens 50 v.H. begriindet.

Die Urlaubskasse hat das Recht, den Beitrag unmittelbar zu
fordern sowie riickstandige Beitrage einschlielich Nebenfor-
derungen einzubeziehen. Die durch die Einziehung entstehen-

den Kosten sind vom Arbeitgeber zu tragen. Diese Leistungsvoraussetzungen gelten auch fiir Leistungs-

. o . falle vor dem 01. Januar 2013
Eine Aufrechnung von offenen Beitragen mit Erstattungsfor-

derungen. und ein Bestimmungsrecht nach § 366 BGB sind fur 2. Auf Antrag wird einem Versicherten eine vorzeitige Alters-

den Arbeitgeber ausgeschlossen. beihilfe gewahrt, wenn er nach Erfiillung der Wartezeit aus
dem Erwerbsleben ausscheidet und das 60. Lebensjahr voll-
endet hat.
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§5 berufsuntauglich (fachuntauglich) Geschriebenen (§ 16
Leistungspflicht bei Arbeitsunfall oder Berufskrankheit Nr. 1TZA Maler-Lackierer) innerhalb der letzten 7 Jahre
vor Eintritt der Untauglichkeit in einem unter den Gel-
tungsbereich gemaR § 2 Abschnitt Il Nrn. 1 bis 9 der Sat-

Tritt ein Versorgungsfall infolge eines Arbeitsunfalles oder einer zung fallenden Betrieb zuriickgelegt sein.

Berufskrankheit im Maler- und Lackiererhandwerk im Sinne der

Bestimmungen der gesetzlichen Unfallversicherung ein, so wer- c) Zeiten der nachgewiesenen Arbeitslosigkeit oder der
den die Beihilfen gemaR § 3 Buchstabe ¢ ohne Wartezeiten ge- voriibergehenden verminderten Erwerbsfdhigkeit (Nr.
wihrt. 1 Buchstabe c) werden auf die 60 Monate bis zu 24 Mo-
naten angerechnet.
§6 ] d) Wourden bei der Berechnung der Wartezeiten Beschéf-
Wartezeiten

tigungszeiten in VEB oder Kombinaten beriicksichtigt,

. so findet Buchstabe c keine Anwendung.

1. Als Wartezeiten gelten:

e) Zeiten der Tatigkeit nach dem 01. Januar 1972, bei den
Angestellten nach dem 01. Januar 1982, kénnen grund-
satzlich nur dann als Wartezeit anerkannt werden,

a) Alle Zeiten eines Arbeitsverhéltnisses zu Betrieben
des Maler- und Lackiererhandwerks mit Sitz im

raumlichen Geltungsbereich der Satzung der zvk. wenn sie durch eine Lohnnachweiskarte bzw. einen Be-
schaftigungsnachweis fiir Angestellte nachgewiesen
b) Alle Zeiten der Ausbildung und Beschaftigung als Ju- sind.
gendlicher in Betrieben des Maler- und Lackierer-
handwerks mit Sitz im rdumlichen Geltungsbereich f) Zeiten der Tatigkeit im Beitrittsgebiet in Betrieben des
der Satzung der zvk. Maler- und Lackiererhandwerks ab dem 1. Januar 1991
. . . L werden nur dann als Wartezeiten anerkannt, wenn sie
c) Zeiten nachgewiesener Arbeitslosigkeit oder vo- durch Lohnnachweiskarte oder Beschéftigungsnach-
ribergehender verminderter Erwerbsfahigkeit bis weis nachgewiesen sind.
zur Gesamtdauer von 30 Monaten, soweit diese Zei-
ten in unmittelbarem Anschluss an ein Arbeitsver- §6a
héltnis oder an Zeiten der Ausbildung im Sinne des Wartezeiten in Hartefallen

Buchstaben b in Betrieben des Maler- und Lackierer-

handwerks mit Sitz im raumlichen Geltungsbereich In besonderen Fallen, in welchen bei den erforderlichen Warte-

der Satzung der zvk liegen. zeiten gemaR § 6 Nr. 3 Buchstabe a) oder b) bis zu zwolf Mona-
ten fehlen, kann die Wartezeit im Wege der Kulanz als erfiillt an-
d) Zeiten eines Lehr- (Ausbildungs-) oder Anlernver- gesehen werden.
héltnisses sowie Tatigkeitszeiten in Betrieben, die
vom Geltungsbereich der Tarifvertrage tber die Zu- In besonders gelagerten Fillen, in welchen die erforderliche
satzversorgung im Baugewerbe, im Dachdecker- Wartezeit des § 6 Nr. 3 Buchstabe b) nicht erfiillt wird wegen
handwerk, im Gerustbaugewerbe, in der Steine-und nachgewiesener, ununterbrochener Arbeitslosigkeit, die in un-
Erden-Industrie und im Betonsteinhandwerk in Bay- mittelbarem Anschluss an ein Arbeitsverhiltnis im Maler- und
ern sowie im Steinmetz- / Steinbildhauerhandwerk Lackiererhandwerk lag und bis zum Eintritt eines in § 4 Nr. 1
erfasst werden, bis zu einer Dauer von 180 Mona- Buchstabe a), b) oder c) aufgefiihrten Falles andauerte, kann im
ten, sofern sie nach diesen Tarifvertragen als Warte- Wege der Kulanz der letzte Arbeitstag als maRgeblicher Zeit-
zeiten gelten, der Antragsteller ihre Anrechnung be- punkt fiir die Priifung des Sieben-Jahreszeitraumes angesehen
antragt hat und eine Wartezeit gemaR Nr. 3 Buch- werden. Zu diesem Zeitpunkt miissen die nach § 6 Nr. 3 Buch-
stabe b von mindestens 60 Monaten erfullt ist. staben a) und b) erforderlichen Wartezeiten vorliegen. Satz 1

Eine Anrechnung von Ausfallzeiten nach Nr. 3 Buch- findet keine Anwendung.

stabe cist in diesen Féllen ausgeschlossen. §7

Aufrechterhaltung der Versorgungsanwartschaften
2. Auf Wartezeiten werden auch Zeiten gemafld Nr. 1 Buchsta-
ben a bis d angerechnet, die vor Inkrafttreten des Tarifver-
trages Uber eine zusatzliche Altersversorgung im Maler-La-
ckiererhandwerk (TZA Maler- Lackierer) liegen. In Betrieben
des Beitrittgebietes miissen diese Zeiten in privaten Betrie-
ben und/oder Produktionsgenossenschaften des Maler- und
Lackiererhandwerks zuriickgelegt sein. In handwerklich tati-
gen Malerabteilungen in volkseigenen Betrieben (VEB) und
Kombinaten werden Beschaftigungszeiten nur anerkannt,
wenn diese Abteilungen in private Maler- und Lackiererbe-

triebe umgewandelt wurden.

1. Scheidet ein Versicherter, der die Wartezeiten gemaR § 6
Nr. 3 Buchstaben a und b erfiillt hat, aus gesundheitlichen
Griinden aus dem Maler- und Lackiererhandwerk aus und
erklart ihn ein Amtsarzt in der Bundesrepublik Deutschland
oder ein Vertrauensarzt der Berufsgenossenschaft von die-
sem Zeitpunkt an flr berufsuntauglich (fachuntauglich), so
hat er dies der zvk zur Aufrechterhaltung des Anspruchs auf
die Gewahrung einer Altersbeihilfe unter Beifligung des
arztlichen Zeugnisses und des Nachweises liber die Warte-
zeit zu melden.

3. a) Die Wartezeit betragt 220 Monate. Die zvk kann in allen Fallen weitere Nachweise auf ihre Kos-

b) Davon missen wenigstens 60 Monate innerhalb der ten vom Versicherten verlangen.

letzten 7 Jahre vor Eintritt des Versorgungsfalles, bei
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Bei ausreichendem Nachweis hat die zvk die Untauglichkeit
fur das Maler- und Lackiererhandwerk anzuerkennen. Ver-
sagt sie die Anerkennung, so kann der Versicherte innerhalb
einer Ausschlussfrist von 6 Monaten nach Zustellung des Be-
scheides eine arbeitsgerichtliche Entscheidung herbeifiihren.

Nimmt ein Versicherter, der die Wartezeit gemaR § 6 Nr. 3
Buchstabe a erfilllt hat, eine selbsténdige Tatigkeit im Maler-
und Lackiererhandwerk auf, so hat er dies der zvk zur Auf-
rechterhaltung der Anwartschaft fur die Gewahrung einer
Beihilfe zu melden. Die zvk gewdhrt Leistungen jedoch nur
dann, wenn eine Tatigkeit im Maler- und Lackiererhandwerk
von wenigstens 60 Monaten innerhalb der letzten 7 Jahre
vor Eintritt des Versorgungsfalles nachgewiesen wird.

Fir die Anrechnung von Zeiten ohne Arbeitsverhaltnis im
Maler- und Lackiererhandwerk gelten die Bestimmungen
des § 6.

§8
Hohe der Grundbeihilfen

Die Altersbeihilfe betragt monatlich 45,50 €.

Die Beihilfe zu einer Rente wegen verminderter Erwerbsfa-
higkeit oder einer Unfallrente sowie in Fallen gemaR § 7 Nr. 1
betragt monatlich 28,12 €.

An die Stelle der Beihilfe nach Nr. 2 tritt eine Beihilfe nach Nr.
1, sobald der Beihilfeempfanger das 65. Lebensjahr vollendet
hat.

Beruhen die Leistungen ganz oder teilweise auf einer Anrech-
nung von Wartezeiten gemal § 6 Nr. 1 Buchstabe d, so wer-
den Leistungen der betreffenden Zusatzversorgungskasse(n)
auf die Leistungen der zvk angerechnet.

Die Beihilfe fuir Sofortrentner im Sinne des § 10 des abgel6s-
ten Tarifvertrages Uber eine Uberbetriebliche Zusatzversor-
gung im Maler- und Lackiererhandwerk vom 06. Februar
2004 in der Fassung vom 01. Dezember 2004 betragt in jedem
Fall 28,12 € monatlich.

§9

Beginn und Dauer der Leistungsgewdhrung

Alle Beihilfen werden grundsatzlich monatlich im Voraus ge-
zahlt.

Bei geringen monatlichen Beihilfeleistungen kann die zvk in
Absprache mit den Leistungsempfangern die Leistungen von
mehreren Monaten in einer Zahlung zusammenfassen. Die
Uberweisung fiir einen mehrmonatlichen Zeitraum erfolgt
mittig.

Kosten fiir die Uberweisung der Beihilfen werden von der
Pensionskasse nur fiir Zahlungen auf ein inlandisches Konto
getragen. Die im Ausland entstehenden Kosten fiir Ausland-
siberweisungen haben die Leistungsempfanger selbst zu
tragen.

Die Beihilfen werden von dem Monat an, in dem der Versor-
gungsfall (§ 4) eingetreten ist, friihestens nach Ablauf des
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Monats, in dem das Erwerbseinkommen des Arbeitnehmers
wegfallt, gewahrt.

Die Zahlung der Beihilfe endet mit dem Ablauf des Kalender-
monats, in dem der Leistungsempfanger verstorben oder
sonst der Anspruch auf die gesetzliche Rente weggefallen ist,
bzw. die vom Unfallversicherungstréger anerkannte vermin-
derte Erwerbsfahigkeit auf weniger als 50 v.H. festgesetzt
wurde.

§10
Leistungsanspruch nach vorzeitigem Ausscheiden
(Unverfallbarkeit)

Scheidet ein Versicherter aus der versicherungspflichtigen
Tatigkeit bei einem unter den betrieblichen Geltungsbereich
gemaR § 2 Teil Il Nrn. 1 bis 9 der Satzung der zvk fallenden
Arbeitgeber vor Eintritt eines der in § 4 bezeichneten Versor-
gungsfalle aus, so behalt er die Anwartschaft auf die Beihil-
feleistungen der zvk

a) bei einem Ausscheiden friihestens zum 31. Dezember
2020:

wenn er zum Zeitpunkt des Ausscheidens mindestens das
21. Lebensjahr vollendet hat und die Zugehdérigkeit zu ein
und demselben Arbeitgeber (Unternehmen) im betriebli-
chen Geltungsbereich gemal § 2 Teil Il Nrn. 1 bis 9 der
Satzung der zvk mindestens 3 Jahre bestanden hat.

b) bei einem Ausscheiden friihestens zum 31. Dezember
2005:

wenn er zum Zeitpunkt des Ausscheidens mindestens
das 30. Lebensjahr vollendet hat und die Zugehorigkeit
zu ein und demselben Arbeitgeber (Unternehmen) im
betrieblichen Geltungsbereich gemal § 2 Teil Il Nrn. 1
bis 9 der Satzung der zvk mindestens 5 Jahre bestan-
den hat.

c) beieinem Ausscheiden vor dem 31. Dezember 2005:

wenn er bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses min-
destens das 35. Lebensjahr vollendet hat und die Ver-
sorgungszusage zu diesem Zeitpunkt mindestens zehn
Jahre oder bei mindestens zwoélfjdhriger Betriebszuge-
hérigkeit mindestens drei Jahre bestanden hat.

§ 6 gilt mit Ausnahme der Nummer 3 Buchstaben b und ¢
entsprechend: Der Ablauf der dort geregelten Wartezeiten
wird durch das Ausscheiden des Arbeitnehmers aus dem
Maler- und Lackiererhandwerk nach Erfiillung der Voraus-
setzungen der Nr. 1 Satz 1 nicht berihrt.

Die Hohe des unverfallbaren Teiles der Beihilfe ergibt sich
aus dem Verhaltnis der Jahre der Betriebszugehdrigkeit zur
moglichen Gewerbezugehorigkeit.



Als Jahre der Betriebszugehdrigkeit in diesem Sinne rechnen
alle zusammengehorenden Zeiten der Tatigkeit in ein und
demselben Betrieb von mindestens 3 Jahren nach Vollendung
des 18. Lebensjahres (bei einem Ausscheiden friihestens zum
31.12.2020) oder von mindestens funf bzw. zehn Jahren nach
Vollendung des 25. Lebensjahres. Unverschuldete Unterbre-
chungen der Betriebszugehorigkeit bis zur Dauer von insge-
samt 12 Monaten werden nicht als Unterbrechung angese-
hen.

Als Jahre moglicher Gewerbezugehorigkeit rechnen in je-
dem Falle die Jahre vom vollendeten 15. bis zum vollendeten
65. Lebensjahr (50 Jahre).

Berechnungsformel:

Volle Jahre der Betriebszugehdrigkeit : 50 = Faktor zur Er-
mittlung des unverfallbaren Teils der Beihilfe nach § 8.

Liegt der Zeitpunkt des vorzeitigen Ausscheidens vor dem
01. Januar 2006, bleibt es bei dem der urspriinglichen Leis-
tung zugrunde liegenden Unverfallbarkeitsfaktor gemaR &
12 Nr. 1 des TV Zusatzversorgung vom 06. Februar 2004 in
der Fassung vom 01. Dezember 2004.

Scheidet ein Versicherter aus der versicherungspflichtigen
Tatigkeit in einem unter den Geltungsbereich des § 2 Teil Il
Nrn. 1 bis 9 der Satzung der zvk fallenden Betrieb aus, ohne
eine unverfallbare Versorgungsanwartschaft zu haben, so
erlischt das Versicherungsverhaltnis zur Kasse, in jedem Falle
der Arbeitslosigkeit jedoch erst nach 6 Monaten. Eine Abfin-
dung wird nicht gezahlt. § 7 Nr. 2 bleibt unberihrt.

Ein erloschenes Versicherungsverhaltnis lebt wieder auf,
wenn der Arbeitnehmer erneut eine versicherungspflichtige
Tatigkeit im betrieblichen Geltungsbereich gemal § 2 Teil Il
Nrn. 1 bis 9 der Sazung der zvk aufnimmt. Dies gilt auch,
wenn ein Versicherter wegen Arbeitslosigkeit in einem nicht
vom betrieblichen Geltungsbereich erfassten Betrieb eine
Tatigkeit aufnimmt und innerhalb der ersten 6 Monate nach
dem Ausscheiden in den betrieblichen Geltungsbereich ge-
maRk § 2 Teil Il Nrn. 1 bis 9 der Satzung der zvk eintritt.

Die Kasse hat einem versicherten Arbeitnehmer, der vor Ein-
tritt des Versorgungsfalles aus der versicherungspflichtigen
Tatigkeit im Maler- und Lackiererhandwerk ausgeschieden
ist, auf Antrag nach Ablauf eines Jahres Auskunft dariber zu
erteilen, ob fir ihn die Voraussetzungen einer unverfallba-
ren betrieblichen Altersversorgung erfiillt sind und in wel-
cher Hohe er Versorgungsleistungen bei Erreichen der in der
Versorgungsregelung vorgesehenen Altersgrenze beanspru-
chen kann.

Fir gewerbliche Arbeitnehmer und Angestellte im Beitritts-
gebiet gilt die Versorgungszusage als am 1. Januar 1991 ab-
gegeben, sofern zu diesem Zeitpunkt bereits ein Arbeits-
oder Anstellungsverhéltnis zu einem Betrieb des Maler- und
Lackiererhandwerks bestanden hat.
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lll. Ergdnzungsbeihilfen

§11
Leistungsarten

Empfanger einer Grundbeihilfe erhalten eine befristete Ergan-
zungsbeihilfe.

§12
Hohe der Erganzungsbeihilfen

1. Die Erganzungsbeihilfe betragt

a) fir Versicherte, die bis einschlieBlich 1948 geboren
wurden,

héchstens € 39,50 je Monat

b) fir Versicherte des Geburtsjahrgangs 1949
hdchstens € 39,-- je Monat

¢) und sinkt fiir jeden folgenden Geburtsjahrgang jeweils
um weitere € 0,50 mtl. bis auf

hdchstens € 26,-- je Monat
fiir den Geburtsjahrgang 1975.

Die Leistungen nach Nr. 1 werden abziglich eines Betrages
in Héhe von

- € 11,76 mtl. fur Bezieher von Altersbeihilfe (auRRer
Sofortrentner) und

- € 9,71 mtl. fir Bezieher von Erwerbsminderungs-
und Unfallrenten sowie fur Sofortrentner

aus den in § 6 Buchstabe e Doppelbuchstabe cc der Sat-
zung der zvk genannten Beitragsteilen finanziert.

Dariiber hinausgehende Leistungen werden in Abhangig-
keit von den Beschliissen nach § 13 Nr. 2 Satz 2 bis zur
Hohe der Betrage von € 11,76 mtl. bzw. € 9,71 mtl. als Ge-
winnzuschlag aus den in § 7 Nr. 6 Buchstabe a der Satzung
der zvk genannten Mitteln gewahrt.

2. Wird die Altersbeihilfe vor Vollendung des 65. Lebensjahres
gewahrt, so wird in Féllen, in denen der Versorgungsfall nach
dem 31.12.2005 eintritt, der nach Nr. 1 sich ergebende Be-
trag der Erganzungsbeihilfe fir jeden Monat der vorzeitigen
Inanspruchnahme um 0,5 v. H. des Gesamtbetrages aus
Grund- und Ergdnzungsbeihilfe gekdirzt. Liegt ein Versor-
gungsfall nach § 4 Nr. 1 Buchstabe b vor, so erfolgt die Kiir-
zung nur fiir die Monate, die in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung zu einer Kirzung der Altersrente fiihren. Die Kir-
zungen werden bei dem durch Risikobeitrage finanzierten
Teil der Ergdnzungsbeihilfen (§ 6 Nr. Buchstabe e Doppel-
buchstabe cc der Satzung der zvk) vorgenommen und sind in
ihrer Hohe jeweils auf diesen Teil beschrankt.

3. Empfanger von Teilbeihilfen aus unverfallbaren Anwart-
schaften gemak § 10 Nr. 1 erhalten entsprechend der



Berechnungsvorschrift in § 10 Nr. 1 zeitanteilig gekirzte Er-
ganzungsbeihilfen. Liegt der Zeitpunkt des vorzeitigen Aus-
scheidens vor dem 01. Januar 2006, bleibt es bei dem der
urspriinglichen Leistung zugrunde liegenden Unverfallbar-
keitsfaktor gemaR § 12 Nr. 1 des TV Zusatzversorgung vom
06. Februar 2004 in der Fassung vom 01. Dezember 2004.

Beruhen die Leistungen ganz oder teilweise auf einer An-
rechnung von Wartezeiten gemaf § 6 Nr. 1 Buchstabe d, so
werden die Leistungen der betreffenden Zusatzversorgungs-
kasse(n) auf die Leistungen nach diesen Versicherungsbedin-
gungen angerechnet.

§13
Beginn und Laufdauer der Erganzungsbeihilfen

Die Erganzungsbeihilfen werden zusammen mit den Grund-
beihilfen ausgezahlt.

Die Gewahrung der Ergdnzungsbeihilfen endet mit dem
Wegfall des Anspruchs auf die Grundbeihilfe, spatestens je-
doch zum 31. Dezember 2023. Reichen nach den Feststellun-
gen des Verantwortlichen Aktuars die in § 7 Nr. 6 Buchstabe
a der Satzung der zvk aufgefiihrten Mittel nicht aus, um die
Gewadhrung des zeitabschnittweise finanzierten Teils der Er-
ganzungsbeihilfen durch Beschluss der Mitgliederversamm-
lung mindestens bis zu der dem néachsten Bilanzstichtag fol-
genden ordentlichen Mitgliederversammlung zu verlangern,
oder stellt der Verantwortliche Aktuar fest, dass zur Gewah-
rung des beitragsfinanzierten Teils der Erganzungsbeihilfen
(8 6 Nr. 1 Buchstabe e Doppelbuchstabe cc und 7 Nr. 6 Buch-
stabe b der Satzung der zvk) eine Erhohung des Beitrags er-
forderlich ist, konnen die Leistungen durch Beschluss der
Mitgliederversammlung mit Zustimmung der Aufsichtsbe-
hérde entsprechend herabgesetzt oder vorzeitig eingestellt
werden, sofern nicht die Beitrdge im Sinne des § 6 Nr. 1
Buchstabe e der Satzung der zvk nach Mal3gabe tarifvertrag-
licher Bestimmungen entsprechend erh6ht werden.

IV. Ergdnzende Bestimmungen

§14
Antragstellung, Nachweis und Meldepflichten

Nach Eintritt des Versorgungsfalles werden die Leistungen
auf Antrag des Versicherten von der zvk festgestellt. Der An-
trag auf Gewdhrung einer Beihilfe ist schriftlich auf einem
Vordruck der zvk unter Beantwortung der dort gestellten
Fragen und unter Beifligung der erforderlichen Unterlagen
zu stellen. Jeder Antragsteller ist verpflichtet, die zur Priifung
der Anspruchsvoraussetzungen und der Dauer der Renten-
gewahrung erforderlichen Angaben zu machen und zu deren
Glaubhaftmachung entsprechende Nachweise zu erbringen.
Hierzu gehoren insbesondere die Vorlage des Rentenbe-
scheides der gesetzlichen Rentenversicherung oder der ge-
setzlichen Unfallversicherung bzw. entsprechender Nach-
weise berufsstandischer Versorgungswerke sowie ein jahrli-
cher Lebensnachweis, der im ersten Kalendervierteljahr zu
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erbringen ist. Werden die entsprechenden jahrlich zu erbrin-
genden Nachweise nicht oder nicht vollstandig erbracht,
fuhrt dies zu einem Ruhen der Beihilfeleistung.

2. Dem Antrag auf Gewdhrung einer Beihilfe sind auRerdem
beizufligen:

a) die nach §§ 6 und 7 erforderlichen Unterlagen
Uiber den Nachweis von Wartezeiten, insbeson-
dere bei einem Antrag auf Wartezeitanrechnung
nach § 6 Nr. 1 Buchstabe d ein Bescheid der be-
treffenden Zusatzversorgungskasse(n) Uber die
Festsetzung oder Ablehnung von Leistungen und
Uiber die dort anerkannte Wartezeit;

b) fiir die Altersbeihilfe im Sinne von § 4 Buchstabe a
die Geburtsurkunde;

c) firdieBeihilfen zur Rente aus der gesetzlichen Un-
fallversicherung der Rentenbescheid, aus dem
sich der Eintritt einer Erwerbsminderung von min-
destens 50 v.H. ergibt.

3. Anderung des Namens, des Familienstandes, des Wohnsit-
zes, der Postanschrift und der Bankverbindung des Leis-
tungsempfangers und der versicherten Person sind der zvk
unaufgefordert und unverziiglich anzuzeigen.

4. Ereignisse, die auf die Gewdhrung oder Bemessung von Bei-
hilfen Einfluss haben, missen der zvk sofort angezeigt wer-
den. Insbesondere hat der Leistungsempfanger bei Zahlung
von

- Beihilfe zur Rente wegen verminderter Erwerbsfahigkeit:

den Wegfall der Rente wegen verminderter Erwerbsfa-
higkeit aufgrund teilweiser oder voller Erwerbsminde-
rung nach dem SGB VI

- Altersbeihilfe vor Erreichen der Regelaltersgrenze:

den Wegfall der Altersrente aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung oder ihre Beschrankung auf einen Teil-
betrag

unaufgefordert und unverziiglich schriftlich anzuzeigen.

5. ZuUnrecht gewadhrte Leistungen werden von der zvk zuriick-
gefordert.

§15
Abfindung von Kleinstrenten

Ubersteigt der nach Eintritt des Versicherungsfalls festgestellte
Monatsbetrag der Beihilfeleistungen nicht 1 v.H. der monatli-
chen BezugsgroRe nach § 18 SGB IV, so ist die zvk berechtigt, an-
stelle einer laufenden Zahlung eine einmalige Kapitalzahlung zu
leisten. Die Hohe dieser Leistung wird nach MaRgabe des tech-
nischen Geschaftsplans ermittelt. Mit der Einmalzahlung erlischt
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der Anspruch auf laufende Leistungen. Eine Abfindung von An-
wartschaften ist ausgeschlossen.

8§16
Verpfandung, Abtretung

1. Anspriiche auf Leistungen kdnnen weder verpfandet noch
abgetreten werden. § 21 bleibt unberihrt.

§17
Verjdhrung

Anspriiche auf Leistungen verjahren nach fiinf Jahren. Die Ver-
jahrung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem die Leistung
verlangt werden konnte.

§18
Beitrage

Die gemall § 6 der Satzung der zvk zu entrichtenden Beitrdge
sind von den Arbeitgebern fir die bei ihnen wahrend des abge-
laufenen Monats beschaftigt gewesenen Versicherten in einer
Summe an die Kasse abzufiihren.

§19
Auswirkungen von Beitragsriickstanden auf die Leistungsh6he

Die Anspriiche der Versicherten auf Beihilfeleistungen bleiben
von Beitragsriickstanden unberiihrt.

§20
Beteiligung an den Bewertungsreserven

Ab dem Geschaftsjahr 2008 richtet sich die Beteiligung der Ver-
sicherten und Rentner an den Bewertungsreserven nach § 7 Zif-
fer 7 der Satzung der Zusatzversorgungskasse des Maler- und La-
ckiererhandwerks VVaG.

§21
Versorgungsausgleich

1. Die Gewdhrung der Erganzungsbeihilfen ist gemal § 13 Nr. 2
Satz 1 der Versicherungsbedingungen sowie nach § 22 Nr. 2
Satz 1 des Tarifvertrages liber eine zusatzliche Altersversor-
gung im Maler- und Lackiererhandwerk (TZA) zeitlich befris-
tet. Daher sind die Ergdnzungsbeihilfen zum Zeitpunkt der
Scheidung weder dem Grund noch der Hohe nach hinrei-
chend verfestigt. Auf Grund der fehlenden Ausgleichsreife
sollen die Erganzungsbeihilfen nach der Scheidung gemald
den §§ 20 — 26 VersAusglG schuldrechtlich ausgeglichen wer-
den. Dies gilt nicht fiir den als Gewinnzuschlag zur Grundbei-
hilfe gewahrten Teil der Ergdnzungsbeihilfen gemaR § 12 Zif-
fer 1 letzter Satz. Im Falle einer internen Teilung der Grund-
beihilfe ergibt sich entsprechend den fiir die ausgleichspflich-
tige Person geltenden Bedingungen auch ein Anrecht auf ei-
nen anteiligen Gewinnzuschlag fir die ausgleichsberechtigte
Person.

2. Die interne Teilung der Grundbeihilfe nach den §§ 10 bis 13
VersAusglG erfolgt, indem nach Rechtskraft der Entscheidung
des Familiengerichts Uber den Versorgungsausgleich die in
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der Ehezeit bei der zvk erworbenen Anteile von Anrechten je-
weils zur Halfte zwischen den geschiedenen Ehepartnern zu
teilen sind (§ 1 Abs. 1 VersAusglG). Fiir die ausgleichsberech-
tigte Person wird zu Lasten des Anrechts der ausgleichspflich-
tigen Person ein neues Anrecht bei der zvk begriindet.

Diese Anrechte werden behandelt, als ob sie in Zeiten be-
griindet worden waren, fir die der Versorgungsausgleich
durchgefihrt wird.

Der auf die Ehezeit bezogene Anteil der Rente (Ehezeitanteil)
wird in Form eines Rentenwertes als zeitratierlich auf die Ehe-
zeit entfallender Teil der Grundbeihilfe ermittelt, der den
Wartezeitregelungen entspricht.

3. Gehoren beide Ehegatten zum Kreis der bei der zvk im Beihil-
fesystem Versicherten und sind die dort vorhandenen An-
rechte beider Ehegatten durch das Familiengericht intern ge-
teilt, vollzieht die zvk den Ausgleich in Hohe des Wertunter-
schiedes nach Verrechnung gemaR § 10 Abs. 2 VersAusglG.

4. Die bei der internen Teilung entstehenden Kosten werden in
Hohe von 2 % des Deckungskapitals jeweils halftig mit den
Anrechten beider Ehegatten verrechnet.

5. Fir die Beantragung der Leistungen aus dem (ibertragenen
Anrecht gilt § 14 entsprechend.

6. Eine Aufstockung des durch interne Teilung erworbenen Ver-
sorgungsanrechts durch Eigenbeitrage der ausgleichs-be-
rechtigten Person ist ausgeschlossen.

7. Die zvk kann mit dem ausgleichsberechtigten Ehegatten in
Bezug auf die Grundbeihilfe eine externe Teilung vereinba-
ren. Die zvk kann eine externe Teilung verlangen, wenn der
Ausgleichswert am Ende der Ehezeit als Rentenbetrag hochs-
tens 2 % oder als Kapitalwert hochstens 240 % der monatli-
chen BezugsgroRe nach § 18 Abs. 1 des SGB IV betragt. Die
durch das Familiengericht angeordnete externe Teilung rich-
tet sich nach den §§ 14 bis 18 VersAusglG.

8. Die in diesem Paragrafen enthaltenen Regelungen gelten ab
dem 01.09.2009.

§22
Anderung der Versicherungsbedingungen

Auf Beschluss des Vorstandes konnen mit Zustimmung des Auf-
sichtsrates und Genehmigung der Aufsichtsbehorde auch fir be-
stehende Versicherungsverhaltnisse die §§ 3 bis 13, 15, 17 und
19 geandert werden.

§23
Versicherungsvertragsgesetz / Gesetz zur Verbesserung der be-
trieblichen Altersvorsorge

Zu den §§ 37, 38, 165, 166, 168 und 169 des Versicherungsver-
tragsgesetzes sind abweichende Bestimmungen in der Satzung
und den Versicherungsbedingungen fiir die Grund- und
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Ergdnzungsbeihilfen der Zusatzversorgungskasse des Maler- und
Lackiererhandwerks VVaG sowie in dem Tarifvertrag Uber eine
zusatzliche Altersversorgung im Maler- und Lackiererhandwerk
getroffen worden.

Die Vorschriften der §§ 2,2a Abs.1 und 4, § 3 mit Ausnahme des
§ 3 Abs. 2 S.3, sowie der §§ 4,5,16,27 und 28 des Gesetzes zur
Verbesserung der betrieblichen Altersvorsorge (BetrVG) finden
auf Anspriiche fir die Versicherungsverhaltnisse keine Anwen-
dung.

§24
Erfillungsort und Gerichtsstand

Erfillungsort und Gerichtsstand fiir Anspriiche der zvk gegen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer sowie fiir Anspriiche der Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer gegen die zvk ist Wiesbaden.

§25
Ubergangsregelung

Fur Versorgungsfille, die vor dem 01. Januar 2006 eingetreten
sind, ergeben sich Voraussetzungen, Umfang und Gewahrung
der Beihilfen zur Altersrente, zur Rente wegen verminderter Er-
werbsfahigkeit und zur Rente aus der gesetzlichen Unfallversi-
cherung aus den Allgemeinen Versicherungsbedingungen der
Zusatzversorgungskasse des Maler- und Lackiererhandwerks
VWVaG in der Fassung vom 13. Juni 2001 sowie aus den Besonde-
ren Versicherungsbedingungen der Zusatzversorgungskasse des
Maler- und Lackiererhand-werks VVaG (Erganzungsbeihilfen)
vom 26. Juni 1981 in der Fassung vom 23. Dezember 2004 mit
der MaRgabe, dass fiir Rentenbezugszeiten ab 01. Januar 2006
nur noch Erganzungsbeihilfen in Hohe von hochstens € 39,50
mtl. gezahlt werden und § 12 Nr. 1 Sdtze 1 und 2 sowie § 13 die-
ser Versicherungsbedingungen Anwendung finden. Bei zum 1.
Januar 2006 bereits laufenden Leistungen aus unverfallbaren
Anwartschaften gilt Satz 1 entsprechend. In diesen Fallen bleibt
es auch fiir Rentenbezugszeiten ab 1. Januar 2006 bei der Kiir-
zung der vollen Beihilfeleistung mit dem Unverfallbarkeitsfaktor
gemal § 5 Nr. 2 der Allgemeinen Versicherungsbedingungen der
Zusatzversorgungskasse vom 13. Juni 2001.

Die Anderungen vom 21.11.2007 treten zum 01.01.2008 in Kraft.
Die Anderungen vom 19.12.2008 treten zum 01.01.2009 in Kraft.
Die Anderungen vom 10.11.2009 und vom 01.12.2010 treten riickwirkend zum 01.09.2009 in Kraft.
Die Anderungen vom 10.04.2013 treten zum 01.01.2013 in Kraft.
Die Anderungen vom 21.11.2019 treten zum 01.01.2020 in Kraft.

Die Anderungen vom 24.11.2022 treten zum 01.01.2023 in Kraft.

Letzte Anderung genehmigt durch Verfiigung der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht vom 04.08.2023,
Geschaftszeichen: VA 16-1 5003/00051#00098.“
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	6. Eine Aufstockung des durch interne Teilung erworbenen Versorgungsanrechts durch Eigenbeiträge der ausgleichs-berechtigten Person ist ausgeschlossen.

